
Protokoll 

über die Konferenzsitzung des Landtages vom 23. April 1941 

Abwesend abg. Benrh. Risch. 
Reg-Vertreter Reg. Che: Stellvertreter Dr. Vogt 

Schriftführer Gassner 

Nach Verlesung von 3 Protokollen der letzten Sitzungen, 

die genehmigt werden, echreitet der Landtag zur Behandlung des 

Traktandurns. 

19) Authentische Interpretation des Landtagsbeschlusses 

vom 17. Nov, 1939 betr. Reduktion des Präm. ý. ensatzes für Versicherun- 

gen von 4% auf 3f. Die Interpretation erfolgt in dem Sirineidass 

dieser erwähnte Landtagsbeschluss erst für das Jahr 1940 Gel- 

tung habe und nicht rückwirkend auf 1939. Der Landtag stimmt ein- 

stimmig dieser Aus egung zu, 

2. ) Beschaffung von landwirtschaftlichen Arbeitskräften, 

Dr. Vogt, referiert über den Stand der Angelegenheit und, gibt 

dem Landtage bekannt , dass eine befriedigende Lösung nicht er- 

reicht worden sei, da die Durchführung der aufgestellten Bestim- 

mungen überall auf grössten Widerstand etosse. Die Gemeindear- 

beitsämter hätten die notwenaige Energie nicht aufgebracht 

und ganz besonders ausschlaggebend sei gewesen die mangelnde Dis- 

ziplin @mm und die passive Resistenz der Jjovöllcerung. Ee sei auch 

eine Desorganisation auf dem lie cht. Arbei t anarkt eingetreten. 

Auch werde die hegierung mit viel zu viel nebensächlichen Verwal- 

tungssachen belastet und es herrsche eine sonderbare Mentalität 

in der unteren Verwaltung bezw. in den 4emeindeverwaltungen etz. 

Dr. Sahädler gibt seinem Befremden über das Nichtklappen Ausdruck. 

Er könne sich nicht vorste ilen wie sich die Regierung es gefallen 

lassen könne, dass die untergeordneten Verwaltungsorgane die Auf- 

träge sabotieren. Wenn der Rahmen der Zucamrnenarbeit nur so sei, 

dann habe es keinen Zweck, weitere Beschlüsse zu fasnen. Die Regie- 

rung trage , ann auch mit Kocht die Verantwortung, wenn die Er- 

nährungslage i' nächsten Winter nicht befriedigend gelöst werden 

kann. Dieee Methoden dürften für die Zukunft nicht mehr wei*er ge- 

führt wercren. Er i; eantraýt. in allernächster Zeit eine Konferenz mit 
I 
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den Gemeindearbeitsämtern und �n Vorstehern zu halten, 

um so zu einer Lösung zu komm n. Die Konferenz wird auf 

Freitag, den 24. April 1941 vormittags 9 Uhr anberaimt. 

Dort sollen weitere Beschlüsse gefasst werden. 

3. Information des Landtages über die politischen Vor- 

fälle der letzten Zeit, 

Regierungschefstellvertre ter Dr. Vogt klärt auf über diese 

Angelegenheit und en erfolgten in diesem Zusammenhangs 2 

Aufträge des Landtages an die Regierung und zwar 

1. der Fall des Abgeordneten Selejaduz mit Po- 

lizei , Sele soll durch die Regierung abgeklärt und dem Landtage 

darüber zur weiteren Stellungnahme Bericht gegeben werden. 

2, Die Angelegenheit Polizei Beck soll durch die Re- 

gierung disziplinarisch abgeklärt und deut Landtage ebentalls 

über die Vorkehrung der Regierung Bericht erstattet werden, 

4. Uebernahme der echweizert Chen Gesetzgebung über 

die 'Versicherungsverträge. 

Regierungschefstellver tre ter Dr. Vogt klärt auf, dasa 

sich uptat chlich auf dem Gebiete der Brandachadenaversiche- 

rung Unzukömmlichkeiten ergeben haben, weil ein einheitliches 

Versicherungsgesetz nicht bestehe. Liechtenstein sei zu klein, 

um eine Rechtspraxis durchzusetzen. Die Regierung habe des- 

halb daran gedacht, das schweizerische Verwicherungsvertrag- 

gesetz auf Liechtenstein zu übernehmen. 

Der Landtag nimmt Kenntia von dieser Abeich:., atimmt der 

Uebernahme der schweizerischen Versicherungsvertragegesete- 

gebung grundsätzlich zu und glaubt �dass. - 

den Abgeordneten noch schriftlich die Unterlagen zugehen sollten, 
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den Gemeindearbeit tarn und den Voreteherb haltenum 80 

000 

Zu einer Lösung u kommen. Die Konferenz wd auf Preitag, den 

25 
04041 vormi age 9 Uhr anberaumt. Dor sollen weitere Beschlüsse 

gefasst we en. 
ý. ýnformation des Landtages über die politischen Vorfälle der 

letzten Zeit, 

Dr. ̀gt klärt diesbezUglioh auf über die Aufläufe und Vorfälle 

der letzten Zeit. Er verurteilt, deee die jungen Zeute auf die 

Strasse gehen und dort die Politik auf der Strasse betreiebn. Wenn 

das so weiter gehe, werde es eines Tages zu einer Katastrophe kom- 

men. Keiner habe das Reoht sich zu bewaffnen, das gelte für alle 
Liechtensteiner 

gleich welcher Partei. E8 müsse sich jeder heute 

mit dem Gedanken vertraut machen, sioh in die angekündigte Neuordo 

nung einzufügen. Dae seien Mächteverhältnissedie niemand in der 

Schweiz und in Liechtenstein ändern känne, Derjenige von diesen 

zwei 3taaten, der sich gegen diese kommende Neuordnung $uropas wehrt, 
der werde an dieser Resistenz zweifellos zugrunde gehen. Dentsoh- 

land habe gegenüber Liechtenstein seit 3 Jahren absolut eine an- 

Ständige und faire Politik betrieben. Das 'Lleoih habe sich 1938 

Positiv zu Liechtenstein eingestellt. Die Regierung habe irimez' 

vereuoht, eine wohlwollende Neutralität dem Reich gegenüber zu 
betreiben. Ee ist allerdings nicht so, dase die Existenz unseres 
Landes für alle Zukunft gesichert "ei. Man wiese nioht, was komnre, 

aber die Regierung wiOsse das eine, daas nur eine Ingerena auf die 

zukünftige Gestaltung des Landes der Regierung zustehe, wenn nicht 
das ganze band zu einem Sauhaufen werde. Wenn die Innenpolitik zu 

einer Strassenpolitik werde, so könne er sagen, daes dann das Laal 

sowieso von der Landkarte versohwinde. Dann habe niemand mehr die 

kögliohkeit, Verhandlaugen zu ftihren, weder der Füret, nooh die Re- 

gierungeEs spilele auch hier die Disziplinlosigkeit des Lieoh- 

tenateinera eine entscheidende Rolie. Ee sei bemühend , sehen zu 

müssen, wie jeder Strassenjunge, jedes Mäohen und alle Leute sich 

berufen ftihlen, Aussenpolitik zu betreiben und mehr verstehen wol- 

len, als diejenigen, die die Verantwortung trüpen. Auf die Dauer 

sei es nicht möglioh, dass die Regierung auf die Strasse müsse, 

um Ordnung zu eahaffen. Man müsse den Weg der Ordnung, der Vor- 
ý 
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nunft und der Disziplin gehen. Er habe im Reich schon verschiedene 
Hemmnissebeeeitigt und Unstimmigkeiten geklärt, Ea sei daher 

bemiibead, wenn man immer wieder angepöbelt werde. Wenn ein Bevölke- 

rungsteil oder Weile von Behörden hier nicht mitmachen wollten, 
dann scheiden sich unsere WegeoEr sei erstaunt gewesen, dass 

auf Schweizerseite diesem Problem mehr Verständnis entgegenge- 

bracht werde, als von unseren Leuten, Be habe keine Partei und 

kein Bevölkerungsteil das aecht. die liechtensteinische Politik 

zu ihrer eigenen zu machen. Er gebe auch keiner Partei das Recht, 

sich als die ausschliessliche Wra erin des volksdeutschen Gedan- 

kens zu fühlen. Er sei im Bilde, was im Reiche über LiegIbteostein 

gehe. Es sei die Befeitwilligkeit bei einigen Stellen im Reich 

Vorhanden, dass Liechtsüstein als ]kleiner Staat in Buropa bestehen 

bleiben soll, sofern die Bevölkerung das wünscht. Wir können all die 

Chancen und Möglichkeiten wahrnehmen, wenn wir uns freie Hand be- 

halten. Die heutigen Z stände jedoch seien allen eher, ale befr1s - 

digend und sie führten so zu einem bösen Ausgang. So könne man 

k3ine aktive Aussenpolitik betreiben. Br sei bereit, sich persön- 

lich restlos von der liecht. Aussenpolitik zuriickzuziehen, wenn man 

aber verlange, dase man auch aussenpolitisch tätig sein eoli, denn m 

müsse man der Regierung die innerpolitische Situation nicht er- 

sohweren. Er habe das Gefühl dass man im Polizeikorps bei einigen 

Leuten aud passive Resistenz atosse. Das Polizeikorps habe sues 

schliesslich die Funktionen der Legierung zu unterstützen und habe 

nicht Politik zu machen und es habe nicht zu tiberprüfen, ob die 

Massnahmen der Regierung richtig seien oder nicht. 7, eider habe er 

feststellen müssen, daaa verschiedene Herren vom Polizeikorps der 

Meinung eeien, dass sie diejenigen seien, die überprüfen müssten, 

ob ein Auftrag der Regierung recht sei oder nioht. Ein Polizist 

habe kein Anhänger zu seiner müsse aussohliesslich Ordnungsmann 

sein. Er müsse vorbehaltlos hinter der Regierung stehen und vorbe- 

haltlos Aufträge der Regierung durahführengsolange er den Staats- 

dienst nicht quittiere. Er müsse bedauern, dass von der Bürgerpartei 

leite behauptet worden sei; die Bürgerpartei habe der Regierung die 

getroffenen Massnahmen aufgewwungen. Das sei unwahr; 'da diese Richt- 

linien in einer gemeinsamen Besprechung festgejeikt worden seien. 

Solche Parteistendpünkte seien der ganzen Bache nicht dienlich. 

40 
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Die Regierung müsse auch innerlich zusammenhalten. Er habe nicht ge- 

rade Erfreuliches erlebt. Ea wurde zwischen Regierungschef und 

ihm beschloseen, den Polizisten 'ý'eok zu suspendieren und ihn einem 

Disziplinarverfahren zu unterwerfen, weil er dem Begierungeohef 

in Mauren Schwierigkeiten bereitete und die Leute aufgehetzt 
habe als Polizist. Wenn das nur einmal der Pall gewesen ware, hat- 

te man können das eine Auge zuhalten, aber nachdem es bei die se® 

Herrn schon seit 3 Jahren andauernd dasselbe sei und sabotiere, ' 

aaetatt Ordnung zu schaffen, Wir haben gefunden �dass 
Beck seines 

Dienstes enthoben werden soll. Am anderen Ta ge habe er mit Rratau- 

nen feststellen müssen, daas Polizist Beck wieder im Dienste gewe- 

sen sei. E r sei nicht informiert worden und er müsse annehmen, dase 

der Regierungschef gedrängt worden sei, diesen Mann wieder einzu- 

etellen. Er wäre nicht dafür gewesen, diesen Mann nach einem eintä- 

gigen Urlaub wieder einzustellen und hätte zum Mindesten erwartet, 

dass er informiert worden ware, Derartige Dinge brächten wieder 

Misstrauen und bewiesen, dasa man doch zu wenig Mut habe, um durch- 

zugreidgn. Zweifellos habe es sich hier um einen Mann gehandelt, dsr 

es verstanden hätte, darzutan, dasa. es sich bei ihm um ein politi- 

sches Opfer M1 des Patriotismus handle. Er sei aber nicht we- 

gen seiner patriotischen Haltung suspendiert worden, sondern weil 

er als Polizist anstatt Ordnung zu maohen, Unordnung gemacht habe. 

Man müsste übethaupt nur etwa 20 Leute einsperren und dann habe 

man Ruhe im Lande. Vielen sei es bei diesen Auflaufen nur um Un- 

ruhe und 3ohä4erein zu tun. Ea könne sich diesen Leuten doch 

nicht ums Vaterland handeln, wenn sie das Nackenkraus unter dem 

Kittelkragen tragen, so seien einzelne. Dae seien Treiber und zu 

diesen Treibern gehöre auch Polizist -deck. 
zu Boden 

Sele: erwähnt den Fall mit Polizist 8ele, wo er grandios geae lagen 

worden sei und schildert den Vorgang, wie er sich abgespielt hebre. 

In einem anderen Staate hatte man einen solchen Polizisten ohne 

weitere entlassen, Auoh seien immer die gleichen Klagen hörbar gegen 

die Polizisten Sele uf Beok. 

BrunharttMAue den Ausführungen des Dr. Vogt könne man entnehmen, 

dasadie Beschlüsse der Regierung nicht eingehalten werden. 8o 

könne man zu einer Zusammenarbeit nicht mehr länger bereit sein. 

. 4-4 
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Ich ersuche die Abgeordneten, den Dr. Vogt und dem Abg. Sele rest- 
los beizupfl, ichten, dass Polizist deck hinaus muss aus dem Sta3te- 

dienst und der Fall des Polizisten Sele muss nich untersucht wer- 
den. Entweder müssen wir Ordnung haben, oder wir lassen den Karren 

laufen. 

Präsident : Der Antrag lautet , den Polizisten deck abzuaetzen. Ioh 

glaube, das wäre Sache der Regierung im Verwaltungswege. Der An- 

trag könnte höchstens dahin gehen, dass die Regierung die oaohe 

untereucht. Die Absetzung ist Verwaltungssacheo 

katt: Ich habe Gelegenheit gehabt, den Kampf in Mauren zu sehen. 
D5T Hilfspolizist Matt ist im Haufen drinnen gestandener hätte 

sollen Ordnung machen. Ioh bin der vollen Ueberzeugung, dass die 

Schwäche der Regierung schuld ist an diesen Kämpfen, Der Regie- 

ruagsehef hat mich erbarmt auf der stiege vor einem Rause. Er 

hat betteln müssen, bie die Leute fortgegegge n eind. Dann heb en sie 

flach verlangt, dass mein Sohn verhaftet w erde. Die Regierung hat 

zuerst gesagt, eo sei kein Grund vorhanden dann haben die Leute ge- 

sagt dass sie ihn selber holen und eohlieselich hat der Regierungs- 

chef beigegeben. Dann hat er sich unter Assistenz der Polizei ins 

Gesicht spucken lassen miissen. Nicht einmal einen Haftlioh können 

die Polizisten besohützen.. Mir ist es wohl gekommen, daas ich 

65 Jahre alt gewesen bin. Den ganzen Krawall haben 4-5 junge Leute 

gemaoht. Wenn man jene verhaftet katte, wäre Ordnungi gewesen. Die 

Regierung oder einzlene davon sind Werkzeuge von ein paar Kra- 

keelern im Lande. Daa ist tranrig. Der Vorsteher ist auch ao eine 

arme Kreatur gewesen, der hat sich auch nicht harssegetraat0Sohuld 

sind die Polizisten und die Regierung. Die Regierung hat doch nach 

dem Zollvertrag das "echt. Grensw , chter in Anspruch zu nehne n, 

wenn ein Polizist nicht tut. Die Regierung hat nicht das Recht 

gehabt, meinen Sohn zu verhaften. Man kennt und weiss alle die Trei- 

ber und Krakeeler, aber keiner ist eich verhaftet worden. Die Regie- 

rung hat dis Krwallmacher unteratützt. Man soll das Beispiel neh- 

men von 1932. Leitern haben sie damals angestellt und wir haben 

keinen polizeilichen Schutz mehr gehabt. Man hat sie ®esüohtet die 

letzten lo Jahre von der Bürgerpartei aus. Ioh muse wirklich dem 

47 Regierungschef Dr. Hoop das Misstrauen aueepreohen. Wenn es nicht 
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andere kommt, eo soll er vom Poeten weg oder Ordnung machen. 
Präsident; Es sind schwere Vorwürfe ergangen an dis Person des 
$errn Begierungschefe. Diese Vorwürfe sollten denn auch an seine 
Person 

gerichtet werdenjnennrvon dßt egierung gesprochen wurde' 
fühle ich mich mit dieser solidarisoh. Daes bei solchen Sachen dies 

und das vorkommt, ist begreiflich, aber es ist eine ziemlich gewagte 

gaoht, das Misstrauen auszusprechen vielleicht ohne die entepre- 

ohende Begründung. Ich nehme diese Ausführungen mehr im Sinne eines 
betroffenen Vaters und möchte sie in diesem Sinne aufgefasst haben. 

Wir koi ten aber so in ein Fahrwasser hienein, das der ache nicht 
ry 

dint. Wir haben Parteien im lande und sie haben das Bestreben ei- 

ner gewissen Behauptung und wenn diese Momente zu stark betont 

werden und in den Vordergrund treten, dann würde ich mir allerdings 

nichts Gutes verspredhen. Ich halte mich grundsatzlich an den Satz 

des Dr. Vogt, für die Aussenpolitik ist nur eine Gewähr und zwar 

eine geordnete Innenpolizik. Aus des politischen Aueeinandersetun- 

gen aber könnte nur das herauskommen, 'dass der Dritte ins Päustohen 

lach 
, 

Dr "_ Vogt: Ich habe den Volksdeutschen auch gesagt, dass sie ein Gross- 

teil von Schuld tragen; da sie eine Politik betrieben haben, die auf 
die Dauer untragbar ist. Sicher istdaea es für einen Begierunge- 

mann schwer iet, bei solchen Aufläufen Ordnung zu maohen. Ich möchte 

auch dem Aegierungaohef gar keine Vorwürfe machen wegen dieser 

Vorgänge in Mauren. Er war nicht in der Lage, di eae Masse zu beherr- 

$chen. Man müsste zu einer solchen Masse die nötige Polizeimacht 

haben. Eg geht auch heute nicht mehr darum, dieae Masse zu beherr- 

$ohen, eondern darum, dass derartige Vrkommnisee überhaupt nicht 

mehr aufkommen"Wenn die nötige Polizeigewalt da ist und sie den 

Willen hat, Ordnung zu maohen, werden für die Zukunft solche Sachen 

unterbleiben. Die Leute müssen die Ueberzeugung haben, daes die Be- 

gierung und der Staat Ordnung maoht. und zum Rechten sieht. 

Dr. Sohädler: Dr. Vogt hat das Zentralproblem beleuchtet , wie en eich 

uns daratellt. Er hat darauf hingewiesen, dass für eine geordnete 

Aussenpolitik ein ruhiges verhalten in der Innenpolizik die Vor- 

aussetzung iet. Ee ist wohl jeder der Auffasaung, dass wir uns heute 

keine Innenpolitik im alten Sinne leisten dürfen. Sobald eine Par- 
ý 
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tel. das tut9so entscheidet sie über dt" zukünftige Entwick- 
lung des Landes, Es muss ein gegenseitiges Verständnis un Vertrau - 
en in allen Lagern da seine Gegenwärtig ist die Schwierigkeit 

wieder da, dass Beschlüsse der Äegierung sabotiert werden. Wenn 

tin schuldiges Mitglied der olizeikoppe suspendiert wird und 

am anderen Tage ist es wieder im Dienet, eo muss das Argwohn aus- 

löaen. Wenn die Massnahme am ersten Tag gerechtfertigt wamse war 

sie dies am anderen Tage auch noch. Da möchte man s ahon an die 

Brust klopfen und sagen'-"solche Sachen dürfen nicht mehr vorkommen. 

Es Muse unnachsichtlich jeder Gesetzesverletzer abgestraft werden, 

gleich welcher Richtun er angehört. Ich bin nittdafttr, dass ir- 

lendeiner verschont wird nur deshalb, weil er einer bestimmten 

Partei zugehört. Wenn es einer von uns ißt* -so soll er genau so ab- 

gestraft werden, wie jeder andere. Die ganze Handlung, die dem Re- 

gi rungschef angehängt worden ist, sind Erscheinungen bei allen 

Aualäafen. Dae hegierungsmitgleid, das auf die Strasse gegangen ist, 

hat natürlich von der Masse Unangenehmen zu erfahren gehabt, Ich 

habe die Auffassung dass die Begierungeeitglieder nicht mehr auf 
die Strasse gehören, um mit der radarvierenden Nasse zu konferieren. 

Ich verstehe nicht; daas nicht ein Disziplinarverfahren, gegen 

Polizist Beck eingeleitet wird. 
Präsident Ich bin sehr dafür, dase man alles auf Grund der Darle- 

gungen untereucht, Ich möchte auch nicht. daes solche Vorkommnisse 

sich wiederholen. Der Landtag hat aber die se sehe nicht von sieh 

aus abzuklären, Er muss die notwendigen Unterlagen haben. Br kann 

nur die Regierung beauftragen, die äaehe im Verwaltung ewege abzu- 

klären una zu behandeln. Der Fall soll untersucht und dann soll 

der Landtag vom Ergebnis Kenntnis erhalten. 

Sele wünsaht, dass ihm Gelegenheit geboten werde, zum Berichte des 

Polizisten Sele Stellung nehmen zu können, da dieser ganz erlogen 

sei. 

Prä___ sideut: iah möchte die Parteistellungnahme nicht so betont haben. 
b--'------_-'-"-ý-- 

, oh mlchte der Sprgerpartei verdanken, dasa sie diese Sache etill- 

schweigend zur Kenntaie nahw. Ieh wtitde aber bedauern, wenn die heu- 
I 

tige Sitzung zu einem Parteigeplänkel ausarten w'itrde. Ee ist sohei- 

bsr seitens der Bürgerpartei absolut nicht die Meinung vorhanden, 

.,, 
44. 
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dass hier, ein Streit wie ei' entfacht werden soll. Ieh für meine 
Person bin in beiden erwähnten Fällern Beck und Sele nicht auf 
dem Laufenden und die Sache ist auch nie in einer Parteisitzung 

meines Wissens behandelt worden. Es könnte der Eindruck entstehen, 

als ob von einer Partei etwas vorausgegangen wi re. Ich möchte bitten, 

dass man sich nicht auf eine Auseinandersetzung von Parteisachen 

einlässt. 

Dr. gohädler: Mein Hinweis hat dem gegolten, dass man Mängel recht- 

zeitig abstellen soll, bevor das Misstrauen sich auf breiter Basis 

ausdehnt,.... Arbeit der Regierung darf durch kein elOl$MMMl ýMass- 

nahme geschädigt werden. 
Kühler; Die Sache vom Abg0Sele ist mir neu. -Lch möchte bitten und 

Wunechen, dasa es untersucht wird. Im Falle des Pol. Beek bin ich 

selber der Anzeiger gewesen, trotzdem es ein Bürgerparteiler ist. 

Ich habe die Anzeige gemacht und die Bedingung gemacht, daso er 

dadurch nicht brotlos werde, aber er soll gründlich zur Ordnung ge- 

wiesen werdenoEs soll diesem Mann der Alkoholgenuas radikal verbo- 

ten werden. Beim ersten Glas Bier ist er zu entlaeser. $olohe Massnah - 

men sind sehr wirkaam. Ioh habe auf den ersten Blick gesehen, dase 

er betrunken waroDer Mann muss geheilt werden ucä das ist nur auf 

diene Art möglich. 

Was die Stärkung der Autorität der Regierung betrifft, möchte 
ich vorschhlagen, daas desbesiiglioh eine Aussprache in einem kleine- 

ren Kreise etattfindet, Notwendig ist dies, eine stärkere Hand muss 

regieren. 

Dr. Yogt: Es ist mir zu Ohren gekommen, daes ein Bürgerparteiabge- 

ordneter gesagt haben soll nach dem Fall in Jugoslavien, auoh unaea 

Regierung miisae man wegwerfen. Bin Abgeordneter sollte sich klar 

sein, daaa seine Worte in der Oeffentlichkeit mehr abgewogen wer- 

den und mehr zählen. Ein Abgeordneter soll nicht unüberlegt auh- 

serhaib der Reihe tau en. Ein öffentlicher Funktionär mass doppelt 

vorsichtg sein in den privaten Aeusserungen. 

Präsident: Es wäre gut, wenn dieser namentlich auagespriohen würde. 

Wenn man alles aufzählen wollte, waa jeder einzelne sagt und erzählt, 

so wurde das einen ganzen Katalog voll geben. Ioh hätte lieber ge- 

habt, wenn der Name von der Partei nicht so sehr in den Dorgergrund- 

genfiuwhim 
x13 
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gestellt worden wäre. 0Ich bin ohne weiters bereit, diese Sache zu 
übergehen und diese Sache nicht als einen Vorwurf an die Partei 
hinzunehmen. 

S®le Was die Beschimpfung der Regierungsmitglieder anbelangt, eo 

sollte hier Remedur geac affen werden, Das kommt nirgends so vorn 
Dem hatte man schon lange sollen abhelfen. 
$rä81dent; Der Landtag weise ganz gnt, daas das nicht von heute auf 

morgen 80 gekommen istoZwei Jahrzehnte hindurch ist das Volk auf 
dieser Baisis erzogen worden. Jetzt wirkt es sich aus, 
giiud1e: Ich wurde jene Burschen fassen, die so etwas anzetteln, 
Dr"Vo t; Auch bei den Volksdeutschen wird sehr viel herumgeredet, 

dass diesen Leuten Prügel gehören, nur soll man das privat ms chen0D 
Das darf nicht in einem Auflauf geschehen, 

r48ident: Zusammnfass: end möchte ich rekapitulieren, daas jeder Ab- 

geordnete sich bewusst sei, was er in seiner Eigenschaft redet. Fer- 

per 8011 der Fall iSele speziell untersucht und nach Abklärung dem 

Zandtag Bericht erstattet werden, Uber den Fall Beck soll ebenfalls 
berichtet 

werden dem Landtage. Sonst möchte lob bitten, über diesen 

nicht besondere Drfreulicies Thema hinwegzugehen. 

Dr, Schädgsr; Ich habe den Antrag gestellt zu dieser Debatte deshalb, 

dae$ die Regierung diesen Schwierigkeiten: eher gewachsen ist. Die 
Regierung soll solidarisch handeln, Ich glaube doch, dass die Die- 
tu88ion der Sache genützt hat. L8 ist auch ein aussenpolitisches 
Referat gehört worden, das von Interesse gewesen ist. Ioh glaube 

nicht, dass wir den Vormittag vertrödelt, KK sondern produktiv 

au ag enüt zt haben. 

4, Ubernahme cer Schweiz, Gesetzgebug über die Versiohe- 

rungaverträgeo 

Dr_"' o klärt auf Ad e sich haupte lieh auf dem Gebiete der 

Brandschadenverei erung Unzukö lichkeiten ergeben haben, weil 

ein einheitli Veraicherung eeetz nicht besteht. Unaer Gebiet 

ist zu klein eine ]Recht suis durchsaeetzen. Wir haben deshalb 
. 
A 

daran gedaitýdaa eehweigVereiahernngavertragageaetz auf Lieoh- 

tenetein/Sn übernehmen 

Der Landtag nimmt/enntnie von dieser Absicht und glaubt, daea 

den Abgeordneten noch schriftlich die Unterlagen zugehen sollt«, 

-46 

e-
ar

ch
iv.

li



Tw 3 
.L 

damit sie G=elegenheit haben die "aaho zu studiereil, Wae Dr. Vogt 

zu sichert. 

:? ele: regt ein Rückfrage bei der Suval aber die Praxis wegen den 

egcntagnn und dein Lohnausfall an. 

Dhler regt an, dass unbedingt darauf gedrängt wird, daSe die le- 

einen Teil üer PrämieU- 

einnahnen im Lande anlegen, da nicht länger zugeschaut werden 

könýje, i ie dar liech. tensteinschdn tirirtHýullaft dieses £ebevo blut 

entzogen werde . 

t glaub ;,, -aus nach 
Uoüorua:. hnie L: er cl: wciz. Gei 0tzý ebuuý; 

etwas diesbezüglich r"jacren lasse. 
mmr', ýuýmmmmmIIEMMMmrnmmmmrnnrnrnmmrnmmrnmýnmmrnmmmmmºnrnmmrýmmmm Dr. To 

,t gla. bt, dsss sich dies nach Uehernahrie der : sclweiz. Casetz- 

geb ung machen lasso. 

S. Kredit ew bru 
_für_ 

eine Transformeran1a; a irr ücha. anwalü. 
Nach Kerlntnisnahme des bezg1. Gesuches des Lawonaýýrerkes utýd Anhd 

rung des aufklärenden Referates das Abg. Bizi. ler sti . ft der Landtag 

dieser Krelitgewährung in der 38he von 'rs. 5a, ao, 3. - anga. 3iontu 
der Notwwendigk©it dieses Vorhabens einstimmig zu. 

-.. 
6ýWah1 eines titgliedes in dir 1`: ufeichtarat der S; arkasse. 
Ueber Vorschlag des PrRoidenton wird das alto Mitglied Josof 

teer in Balzers einstimmig zam Aufsichtsrate der Sparl, asoe 

gewählt. 

7. Interpretation des Art. 82 des Sohuleesetzes. 

n 'Arte82 des gohulgesetzes wird dahin abgedndert, daae das Wort Verordnung durch das 'Wort " Anordnung" ersetzt r' e �Diese Ge- 8etzeaanderung wird als dringlich erklart, Ueberalee Stimmt der Landtag dem'Beschlusse des Landesschulrates genehmigend zu, dass 
ein Sohülergiumaasmsmeý der Landes- oder Secundar- 
8chule besucht für die Absolvierung der 3 Klassen verpflichtet ist und dass diese Massnahme des Landeasehulratee in Ueberein- 
sti. -r aung mit dem bestehenden Gesetze erfolgt ist 

B. Subventionierutng von ä1iotbauton. 

Uber Befürwortung des Prä. sidenten, Dr. Vogt's und ; ir. 3chaidler stimmt 

der Landtag einstii'mig der Subventionierung von Silosanl ; en zu und 

zwar übernimmt das Land dte Tr port- und Mietkosten den Schalung 

für ein halbes Jahr und gewährt ferner einen Kredit von Prs. booo. - 

zur weiteren Subventionierung tei Abstufung! nach Bedürftigkeit und 
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rüekwirgend auf die bisherigen Silosbauten. 
9. 

_. 
(; uch der Landesbeamten Anae: gtellt©n und Lehrer um eine 

Tlauerung, szulage, 

Nach Kenntnisnahme des Gesuches, wird die Behandlung der Singabe 

auf di, ) ntLchste Sitzung verschoben. 
n hcidler glaubt dass das Budget für 1941 n chmale einer Revi- 

sion unterzo{en worden eo?? teo 

Schluss der Sitzung 4r1 U: h. r. 
o, Z:.. a= aus. ct¢= smars0stact: aL7aaacS.: t: _'_: a.: 

11 

I 

/19 

e-
ar

ch
iv.

li


